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Helmut Kohl in Neumünster: 

Wir setzen auf die Zukunft 
Mit Bundeskanzler Helmut Kohl an der Spitze 
eröffnete die CDU in Neumünster die zweite von 
insgesamt sieben Regionalkonferenzen, die zur 
Mobilisierung der Partei dienen. In der Holsten- 
halle waren fast 3000 Mitglieder und Funktions- 
träger der Partei erschienen, die dem Kanzler ei- 
nen begeisterten Empfang bereiteten. Helmut 
Kohl sagte in seiner oft vom Beifall unterbroche- 
nen Rede u. a.: 

Liebe Freunde, mit dieser Veranstaltung beginnt für 
uns die Vorwahlzeit. Es sind noch etwas mehr als 
150 Tage bis zum Wahltag, aber jeder spürt an den 
Reaktionen der politischen Akteure, daß dieser 
Wahltag näher rückt. 

Es ist zwar eine Binsenwahrheit, doch man kann es 
nicht oft genug wiederholen: Eine Wahl ist erst am 
Wahltag um 18 Uhr entschieden und keine Minute 
vorher. Das heißt, daß wir um jede Stimme kämpfen 
müssen und kämpfen werden; wir haben keine Stim- 
me zu verleihen und keine Stimme zu verschenken. 
Das heißt aber auch, daß wir uns mit ganzer Kraft 
auf die Auseinandersetzung mit unseren politischen 
Gegnern konzentrieren müssen. Die Koalition aus 
CDU, CSU und FDP kann nur gemeinsam gewin- 
nen oder gemeinsam verlieren. Jeder Versuch der 
Profilierung einzelner auf Kosten des Ganzen wird 
fehlschlagen, weil die Wähler dies nicht verstehen. 
Deswegen sind so manche Querelen, die auch mich 
ärgern, völlig unnötig — sie schaden der gemeinsa- 
men Sache. 

Am Wahltag können wir nur gemeinsam gewinnen. 
Deshalb werden wir die Zeit bis dahin nutzen, um 
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unsere Bilanz zu erläutern und unser Pro- 
gramm dem Wähler überzeugend vorzu- 
stellen. Nach der Wahl werden wir uns 
dann zusammensetzen und über die Ko- 
alitionsaussagen reden und erst danach 
über Personalien. 

• 

Liebe Freunde, wir haben in den Wochen 
vor den Ferien erlebt, wie manche ihr Ge- 
schäft mit der Angst der Menschen nach 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl betrie- 
ben haben. Wir alle haben verspürt, wie 
diese Angst durchs Land ging. Wir haben 
viel Verständnis dafür, daß die Menschen 
sich fragen: Ist das, was moderne Tech- 
nik hervorbringt, ethisch und politisch zu 
verantworten? Unsere Antwort lautet: 
Wir sind nicht kernkraftsüchtig; aber wir 
sind realistisch. Wir stehen zu den ge- 
meinsam getragenen Entscheidungen, die 
unter den Kanzlern Brandt und Schmidt 
für die Energieplanung getroffen worden 
sind. Damals war es unstreitig, daß wir 
auch Kernkraftwerke brauchen, daß es 
einstweilen keine andere Lösung gibt, 
wenn wir unseren Rang als großes Indu- 
strieland und damit unseren sozialen Sta- 
tus behalten wollen. Wir haben dabei im- 
mer betont: Die Gesundheit der Menschen 
hat absoluten Vorrang vor ökonomischen 
Überlegungen. Das bleibt auch so. 

Es gilt immer noch, daß wir nicht auf 
Kernkraft verzichten können, weil es heu- 
te keine vernünftige Alternative gibt. 
Wenn die Sozialdemokraten in diesen Ta- 
gen beinahe fieberhaft bemüht sind, Jah- 
reszahlen für den Ausstieg zu nennen, 
dann sage ich ohne Umschweife: Die 
SPD belügt den Wähler, wenn sie jetzt so 
tut, als wisse sie, wann wir die Kernkraft 
durch Nachfolge-Technologien ablösen 
können. 
Ich sage Ihnen nach bestem Wissen und 
Gewissen, nach allem, was ich weiß und 
überprüfen konnte und was mir von vie- 

len Experten gesagt wurde, die wesent- 
lich mehr davon verstehen als ich selbst: 
Wir bleiben bei unserem Energiekonzept, 
weil es richtig ist. Und wir werden weiter 
forschen, um weiterführende Techniken 
zu entwickeln, um alternative Energien 
zu finden. Aber in dieser Stunde kann 
niemand ernsthaft behaupten, daß es in 
der unmittelbar vor uns liegenden Zeit ei- 
ne Chance zum Ausstieg gibt. Wer das 
wie die Sozialdemokraten im Gefolge der 
Grünen den Wählern vorgaukelt, der soll 
auch über die Konsequenzen reden, der 
soll dem sozialdemokratischen Tradi- 
tionswähler in Kiel oder in Hamburg sa- 
gen, wie es mit unserer Volkswirtschaft 
weitergeht, wenn wir jetzt aus der Kern- 
kraft aussteigen, und wie es dann mit 
dem Umweltschutz aussieht. Das ist die 
Voraussetzung für eine redliche Diskus- 
sion. 

Wir haben guten Grund, stolz auf unsere 
gemeinsame Leistung — die Leistung al- 
ler Bürger — und stolz auf unser Land zu 
sein. Wir wollen aber nicht vergessen, 
daß wir einen schwierigen Weg zurückge- 
legt haben, und ich füge gleich hinzu: 
Der Weg, der vor uns liegt, wird auch 
nicht einfach sein. Wir werden ihn erfolg- 
reich beschreiten, wenn wir klaren Kurs 
halten, wenn wir zueinanderstehen mit 
Mut und Entschiedenheit, aber auch mit 
Menschlichkeit, mit Offenheit und Sensi- 
bilität für die Fragen unserer Mitbürger. 

Liebe Freunde, wie sieht denn eigentlich 
die Alternative zur Koalition der Mitte 
aus? Wer sollte denn sonst die Regierung 
übernehmen? Etwa Herr Rau und die 
SPD zu einem Zeitpunkt, in dem Teile 
der sozialdemokratischen Parteiführung 
ihren eigenen Mann bereits demontieren 
— in einer zum Teil menschlich so schä- 
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Johannes Rau, der Aus- und Absteiger 
Ein besonderes Beispiel für chaotisches Denken liefert das neue energiepolitische 
As der sozialdemokratischen Partei, Johannes Rau. Am 29. April 1986 hat er ge- 
sagt, die gegenwärtig betriebenen Kernkraftwerke auf Uranbasis werden politisch 
nicht in Frage gestellt. Pressemitteilung der SPD. Einige Tage später, am 
5. 5. 1986, sagte er, eine sozialdemokratische Bundesregierung würde alles daran- 
setzen, auf die Kernenergie zu verzichten. Am 17. 5., also 12 Tage später, schreibt 
er im „ Vorwärts", die SPD werde die Kernenergie mittelfristig überflüssig machen. 
Und dann schreibt er neun Tage später, am 26. 5.: „ Vor dem Jahr 2000 dürfte das 
kaum der Fall sein." 
Also, das Durcheinander im Kopf des Kanzlerkandidaten ist mindestens genauso 
groß wie das Durcheinander in der Energiepolitik der SPD. Erst waren sie für den 
Einstieg in die Kernenergie, dann waren sie für den Ausstieg, dann waren sie für 
den Umstieg, dann für den Einstieg in den Ausstieg und dann für den Einstieg in 
den Umstieg zum Ausstieg. Mit einer solchen Partei kann es für Deutschland nur 
einen Abstieg geben und deswegen kann man diese Leute nicht wählen. 
(Heiner Geißler in Trier und Neumünster) 

"'gen Weise, daß man darüber nur den 
Kopf schütteln kann. Oder etwa eine Ko- 
a'ition aus SPD und Grünen, denn die So- 
zialdemokraten haben ja überhaupt keine 
Chance für eine absolute Mehrheit; das 
^eiß doch inzwischen jeder im Land. Die 
SPD ist auf die Grünen angewiesen, und 
"'illy Brandt hat ja auch nie einen Zwei- 
'e' daran gelassen, daß er um jeden Preis 
zurück will an die Macht, auch um den 
"reis einer Koalition mit den Grünen. 
Wir müssen vor allem den Wählern aus 
der Arbeitnehmerschaft sagen^daß hier 
d'e grundsätzliche Übereinstimmung zwi- 
Schen den großen demokratischen Kräf- 
ten aufgekündigt werden soll, die das po- 
lnische Leben der Bundesrepublik 
üeutschland eine Generation lang wie 
Selbstverständlich geprägt hat. 
^>e steht die SPD denn heute da? 
n der Außen- und Sicherheitspolitik bege- 
en sich immer mehr Sozialdemokraten 
uf einen neutralistischen Weg und träu- 

men davon, daß sich unser Land — mit- 
en in Europa — sozusagen in eine 

Nische der Weltgeschichte zurückziehen 
könnte. Neutralismus jedoch würde letzt- 
lich Unterwerfung unter die sowjetische 
Hegemonie bedeuten. 
Da gibt es bei den Sozialdemokraten 
auch eine Diskussion über die Präambel 
zum Grundgesetz. Hier geht es nicht ein- 
fach um einen Verfassungstext, sondern 
darum, ob wir Deutschen den geschichtli- 
chen Auftrag unseres Volkes verraten. Ich 
bin Realist und weiß, daß die Frage der 
Einheit der deutschen Nation jetzt nicht 
auf der Tagesordnung der Weltpolitik 
steht. Ich weiß auch, daß es kein Zurück 
gibt zum Nationalstaat Otto von Bis- 
marcks. Es kann lange dauern, bis sich 
für uns die Chance ergibt, darüber zu be- 
stimmen, welchen Weg die Deutschen ge- 
meinsam in der Geschichte gehen wollen. 
Aber ich weiß auch, daß der Wille eines 
Volkes zur Einheit eine geschichtliche 
Tatsache ist. 
Wenn, wie manche Sozialisten sagen, der 
Verzicht auf den grundgesetzlichen Auf- 
trag zur Wiedervereinigung der Preis wäre 
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für eine gute Zusammenarbeit mit der po- 
litischen Führung der DDR — dem ist 
natürlich nicht so, wie Sie wissen — , so 
sage ich ganz entschieden: Das ist ein 
Preis, den wir nicht zahlen. Es ist nieman- 
dem in Leipzig, in Dresden oder Potsdam 
damit gedient, wenn wir die Idee der Ein- 
heit der Nation aufgeben. Wir haben kei- 
nen Grund zur Resignation. Wir brau- 
chen den langen Atem vor der Geschich- 
te. So wichtig die Zuwachszahlen des 
Bruttosozialprodukts auch sind: Ein 
Land, das seinem geschichtlichen Auftrag 
nicht mehr nachkommt, verspielt seine 
Zukunft. 
Sie kennen die völlige Konzeptionslosig- 
keit der SPD in der Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik. Herr Rau hat gesagt, daß er 
alle unsere Sparmaßnahmen rückgängig 
machen wolle; er hat aber den Leuten 
nicht gesagt, woher er das Geld dafür 
nehmen will. Wenn ich seine Haushalts- 
politik in Nordrhein-Westfalen als Maß- 
stab seiner Politik nehme, dann war das, 
was Helmut Schmidt uns hinterlassen 
hat, eine vergleichsweise geringe Last. 

• 

Wir setzen auf die Zukunft. Die Zukunft 
ist uns wichtiger als vordergründige Augen- 
blickserfolge. Wenn wir beispielsweise 
mit äußerster Entschiedenheit For- 
schungsinvestitionen fördern, dann nicht 
zuletzt im Blick auf die kommende Gene- 
ration. In diesem Jahr werden in der Bun- 
desrepublik Deutschland für Forschungs- 
investitionen über 50 Milliarden Mark 
ausgegeben. Jede Mark, die wir jetzt in 
die Forschung investieren, ist eine Ab- 
schlagszahlung für die Zukunft. Ein Land 
wie die Bundesrepublik Deutschland, 
dessen eigentlicher Schatz der hohe Aus- 
bildungsstandard, der Fleiß und der Er- 
findungsgeist seiner Bürger sind, ein sol- 
ches Land darf nicht einfach in den Tag 
hinein leben. Unsere Generation muß 
auch an die Kinder denken, die in 20 Jah- 

ren in den Arbeitsprozeß kommen; daß 
sie eine sichere, eine lebenswerte Zukunft 
haben, liegt in unserer Verantwortung. 
Wenn wir endlich wieder dahin kommen, 
daß im Materiellen wie im Immateriellen 
die Familie mit Kindern Vorfahrt hat, 
dann sind wir ein gutes Stück auf dem 
Weg in eine sichere Zukunft vorangekom- 
men. Wir haben den unerträglichen Zu- 
stand beendet, daß das Ja zu Kindern ins 
soziale Abseits führte. Dies ist gewiß 
auch eine materielle Frage; aber ich den- 
ke vor allem an den immateriellen Be- 
reich, an das, was diesem Land Wärme, 
Leben, Glück verleiht. Ein Land, in dem 
Kinder keine Vorfahrt mehr haben, ver- 
spielt nicht nur ein Stück seiner Zukunft, 
sondern es entbehrt auch der menschli- 
chen Wärme. 
Das Ziel einer kinderfreundlichen Gesell- 
schaft wirft auch die Frage nach der Stel- 
lung der Frau und der Mutter in der Ge- 
sellschaft auf. Ob eine Frau berufstätig ist 
oder nicht, das ist ihre ganz persönliche 
Entscheidung, da hat die Politik nicht 
hineinzureden. Ob eine Frau ja sagt zu 
Kindern, ist eine ganz persönliche Ent- 
scheidung, aber wenn sie ja sagt, dann 
hat sie Anspruch auf den Schutz des Staa- 
tes und der Gesellschaft. 
Wir werden in der kommenden Legisla- 
turperiode ganz gezielt daraufhinarbei- 
ten, die Stellung der Frau in der Gesell- 
schaft weiter zu verbessern. Wir müssen 
endgültig weg von dieser törichten Abgren- 
zung zwischen erwerbstätigen Frauen und 
Nur-Hausfrauen. Was wir wollen, ist eine 
wirkliche partnerschaftliche Gesellschaft, 
in der der einzelne frei entscheiden kann- 
Das kommt der Familie sehr zugute. Ich 
sage es noch einmal: Das Kernstück unse- 
rer Politik ist die Stärkung der Familie. 

Liebe Freunde, lassen Sie mich noch eine 
aktuelle Frage ansprechen, nämlich die 
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Asyl bewerberfrage. Ich habe nie verstan- 
den, warum hier parteipolitische Schüt- 
zengräben aufgerissen werden; denn an- 
gesichts der Ereignisse müssen wir ge- 
meinsam zu richtigen Entscheidungen 
kommen. Deswegen habe ich ja für Sep- 
tember eine Konferenz der Partei- und 
Fraktionsvorsitzenden, der Ministerpräsi- 
denten der Länder und von Mitgliedern 
der Bundesregierung einberufen. Ent- 
scheidungen sind überfällig. Aber wenn 
wir zu richtigen Lösungen kommen wol- 
len, dann halte ich es für einen Ausdruck 
Politischer Kultur, daß wir uns trotz der 
bevorstehenden Wahl zusammensetzen 
und vernünftig miteinander reden. Das 
heißt doch ganz konkret, daß wir uns 
Jetzt nicht in Schützengräben verschan- 
zen, sondern Lösungen suchen, die prak- 
t'kabel sind. Das heißt aber auch — ich 
Sage das mit Bedacht — , daß alle Lö- 
Sungsvorschläge diskutiert werden müs- 
Sen; und ich füge mit ebenso viel Bedacht 
hinzu: 
*^enn alle anderen Wege zu nichts führen, 
"pnn müssen wir selbstverständlich auch 
"le Frage nach einer gemeinsamen Erörte- 
rung einer Änderung unseres Grundgeset- 
zes stellen. 

Pas Asylrecht ist ein wichtiges Recht. Es 
lst ein Recht, das etwas aussagt über die 
Politische — über die ethische — Kultur 
^seres Landes. Das eigentliche Asylrecht 
arf auf gar keinen Fall angetastet werden, 
nd das wjn aucn niemand. Aber für die 

^'tglieder des Parlamentarischen Rates 
ar es damals undenkbar, daß in irgend- 
'nem fernen Teil dieser Erde skrupellose 

/Jenschenschlepper ganze Flugzeuge mit 
^enschen volladen, die den wirtschaftli- 
hen Problemen in ihren Heimatländern 
^fliehen wollen. Das hat nichts zu tun 

^,l dem Asylrecht, das wir in unser 
rUndgesetz aufgenommen haben. Ich 

ann diesen Zustand schon deshalb nicht 
nr,ehmen, weil ich spüre, daß es auch in 

Ostberlin Kräfte gibt, die glauben, sie 
könnten die Bundesrepublik Deutschland 
mit einer Asylbewerberwelle destabilisie- 
ren. 
Wir sind kein Einwanderungsland. Wir 
können die Probleme dieser Erde nicht 
dadurch lösen, daß die Menschen aus al- 
len Notstandsgebieten der Welt zu uns 
kommen. Wir können und müssen viel- 
mehr den Armen und Notleidenden in 
der Dritten Welt im Rahmen unserer 
Möglichkeiten helfen. Wir haben nach 
dem Krieg Hilfe von anderen empfan- 
gen; uns geht es erheblich besser als vie- 
len anderen Ländern der Welt. Es ist des- 
halb heute unsere selbstverständliche 
Pflicht, auch anderen zu helfen, die in 
Not sind. 
Deshalb appelliere ich noch einmal an al- 
le Verantwortlichen: Setzen wir uns zu- 
sammen, reden wir vernünftig miteinan- 
der und entscheiden wir dann. Aber es 
müssen Entscheidungen getroffen wer- 
den. Der jetzige Zustand kann so nicht 
bleiben, und ich bin auch nicht gewillt, 
diese Entwicklung tatenlos hinzunehmen. 

Noch ein Wort zur Außen- und Sicher- 
heitspolitik: Daß Deutsche und Franzo- 
sen, Amerikaner und Deutsche eng zu- 
sammenstehen, ist eine Garantie für Frie- 
den und Freiheit. Daß wir die nagenden 
Zweifel an der Verläßlichkeit und Bere- 
chenbarkeit deutscher Politik beseitigt 
haben, hat das Bündnis gestärkt und den 
Frieden sicherer gemacht. Die Freiheit ist 
nicht zum Nulltarif zu haben. Und gerade 
weil wir eine klare Position hatten, konn- 
ten wir auch das Gespräch mit dem Osten 
neu eröffnen. Nichts mehr ist zu hören 
von jenen Prophezeiungen, daß mit der 
Stationierung der Mittelstreckenwaffen 
eine neue Eiszeit im Ost-West-Verhältnis, 
auch in den innerdeutschen Beziehungen 
ausbräche. In diesem Jahr werden bei- 
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spielsweise mehr Landsleute aus der 
DDR zu uns zu Besuch kommen als je zu- 
vor seit dem Bau der Mauer. 
Wenn ich für Gespräche und Verhand- 
lungen plädiere, füge ich sogleich hinzu: 
Ich kenne den Unterschied zwischen 
Freiheit und Diktatur. Ich habe vor ein 
paar Tagen im Rückblick auf den Bau der 
Mauer in Berlin noch einmal deutlich ge- 
sagt: Wir sagen ja zu notwendigen Ge- 
sprächen mit der politischen Führung der 
DDR, aber wir verkennen zu keinem 
Zeitpunkt, daß dies eine kommunistische 
Diktatur ist. Wir führen diese Gespräche 
vor allem, damit mehr Menschen in 
Deutschland zueinanderkommen können. 

Wir wollen den Frieden auf der Welt si- 
chern. Das wird nur möglich sein, wenn 
wir den Frieden im eigenen Lande sichern. 
Dazu gehören neben der inneren Sicher- 
heit die immateriellen Fragen. Es geht um 
die menschliche Qualität unseres Landes. 
Ich bin glücklich darüber, daß es eine 
neue Diskussion über die ethischen Grund- 
lagen der Politik gibt. Ich nenne beispiels- 
weise die Fragen: Zu welchen Zielen for- 
schen wir in der Gentechnologie? Wie 
stehen wir zur Sterbehilfe? Welchen Stel- 
lenwert hat das ungeborene Leben? Wie 
setzen wir uns am wirksamsten ein für die 
Menschenrechte überall in der Welt? Wir 
stehen auch vor einer Renaissance des Ge- 
schichtsbewußtseins. Jene falschen Pro- 
pheten, die versucht haben, an unseren 
Schulen Geschichtslosigkeit zu einer Tu- 
gend zu machen, sind kläglich geschei- 
tert. 

Liebe Freunde, wir stehen vor einer Pe- 
riode der Bewährung. Denn nachdem wir 
die notwendigen Aufräumungsarbeiten 
geleistet haben, geht es jetzt darum, unse- 
ren unverwechselbaren Beitrag zur deut- 

schen Geschichte zu leisten, indem wir 
unser Land weiter entwickeln und gestal- 
ten mit viel Offenheit und Sensibilität vor 
allem für die junge Generation. 

Das sind junge Leute, die erfreulich offen 
sind, voller Empfindsamkeit, die entge- 
gen allen pessimistischen Prognosen wie- 
der Gedichte lesen, die Gespür für das 
Feinsinnige haben, eben für das Sensible. 
Das sind junge Leute, die ihre Pflicht tun 
bei der Bundeswehr, die sich mitmensch- 
lich einsetzen und die wieder an ihre Zu- 
kunft zu glauben beginnen, nachdem ih- 
nen ja lange genug von Kanzeln und Ka- 
thedern eingeredet worden war, sie hät- 
ten keine Zukunft. Diese jungen Leute ha- 
ben begriffen: Dieses Land hat wieder eine 
Zukunft, wenn sie nur selbst an ihre Zu- 
kunft glauben. 
Mit diesen jungen Menschen und für sie 
wollen wir die Zukunft gestalten. Wir 
wollen diese Wahl gewinnen, um die 
nächsten vier Jahre gut und erfolgreich 
zu arbeiten; aber wir wollen uns nicht 
verhalten wie Tagespolitiker, die nur auf 
die Demoskopie schielen und sich fragen, 
wie komme ich bei der nächsten Wahl 
über die Runden. Wir wollen sehen, daß 
Politik in Geschichte hinüberführt. Das 
muß ein Stück unserer Wahlaussage sein, 
nicht nur in Transparenten und Plakaten, 
sondern sichtbar im politischen Alltag. 
Wir wollen eine Politik gestalten, die sich 
nicht im Tageswerk erschöpft, sondern 
auch Zukunftsvisionen entwickelt. Wir ha' 
ben die Chance, in den nächsten vier Jah' 
ren unser Land auf diesem Weg voranzu- 
bringen. 
Meine Bitte ist ganz einfach: Helfen Sie 
dabei mit. Tragen Sie vor allem dazu bei, 
daß jene Grundwerte Geltung behalten, d>e 

vor 40 Jahren an der Wiege unserer Parte' 
standen und heute so unverzichtbar sind 
wie damals: Freiheit, Solidarität, Gerech' 
tigkeit. Sie müssen die Gegenwart prägen 
und sind Fundament der Zukunft. 
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Appell des Kanzlers: 
Um jede Stimme kämpfen 
Die ersten beiden Regionalkonferen- 
Jen der CDU haben eins bewiesen: die 
Partei ist mobilisiert wie selten. Hei- 
ner Geißler stellte nach Neumünster, 
*o in der Holstenhalle fast 3000 Par- 
teimitglieder und Gäste der CDU- 
Führung einen geradezu begeisterten 
Empfang bereiteten, erfreut fest: Es 
herrscht Aufbruchstimmung — die Be- 
v°lkerung hat die Erfolge der Bundes- 
regierung unter der Führung von Hel- 
mut Kohl inzwischen hautnah erfahren 
k°nnen. 

Bundeskanzler Helmut Kohl war sicht- 
en gut erholt nach Neumünster gekom- 
men. „Wir haben keine Stimme zu verlei- 
ben und keine zu verschenken. Wir müs- 
Sen um jede Stimme kämpfen." Gleich- 
^e,tig betonte der Kanzler, die Koalition 
°nne nur gemeinsam gewinnen oder ver- 

leren. Profilierungsversuche einzelner 
eien völlig unnötig. Der Kanzler zog vor 
en Parteifreunden aus Schleswig-Hol- 
ein und Hamburg eine positive Bilanz 

einer Regierungspolitik in den letzten 
ler Jahren (siehe Kohl-Rede an anderer 
te'le dieser Ausgabe). 
»el Beifall gab es auch für den schles- 
'g-holsteinischen Landesvorsitzenden, 

^Undesfinanzminister Gerhard Stolten- 
.er8, der die SPD als ein Risiko für unser 
and bezeichnete: In fast allen ponti- 

ffn Fragen habe sie die Position ihrer 
^heren Führung unter Helmut Schmidt 

geräumt. 

S k   Cr recnnete Bernhard Vogel mit der 
ö

chul- und Bildungspolitik der SPD ab. 
Cok Saar,äncnscne Vorsitzende, Peter Ja- 

y» setzte landespolitische Akzente. In 

Neumünster ging Uwe Barschel auf die 
wirtschaftspolitische Bedeutung Schles- 
wig-Holsteins ein und Jürgen Echternach 
erwartet den politischen Wechsel in 
Hamburg, wo der von Krisen geschüttelte 
SPD-Senat im November abgelöst wer- 
den soll. 

Bundesgeschäftsführer Peter Radunski 
erläuterte den Parteifreunden ausführlich 
das Wahlkampfkonzept der Bundesge- 
schäftsstelle. Er wies in diesem Zusam- 
menhang auch auf die herausragende 
Rolle von „UiD" und „Deutsches Mo- 
natsblatt" hin, die mit ihren Veröffentli- 
chungen neben den Kandidaten-Zeitun- 
gen, Sonderausgaben von „CDU extra" 
und der Zeitung „Deutschland am Wo- 
chenende" (in der letzten Phase des 
Wahlkampfes) die Hauptlast des „redak- 
tionellen Wahlkampfes" tragen werden. 

Denn — so Heiner Geißler — ... „wir 
werden den Bundestagswahlkampf teil- 
weise gegen die Berichterstattung der öf- 
fentlich-rechtlichen Anstalten führen 
müssen". Die 3 000 Delegierten quittier- 
ten die Ankündigungen sowohl von Hei- 
ner Geißler wie Peter Radunski mit de- 
monstrativem Beifall. Das Interesse an 
den von der Bundesgeschäftsstelle ange- 
botenen Werbemitteln und Argumenta- 
tionsmaterialien war in Trier wie in Neu- 
münster groß. In Trier mußte sogar noch 
Nachschub aus Bonn geholt werden. 

Die Mobilisierungskampagne wird in den 
nächsten Wochen fortgesetzt werden. 
Niedersachsen und Bremen treffen sich 
am 5. 9. in Osnabrück, die Baden-Würt- 
temberger am 12. 9. in Sindelfingen. Da- 
nach folgen drei Veranstaltungen in 
Nordrhein-Westfalen. 
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RitaSüssmuth: 

Leistung in der 
Familie stärker 
berücksichtigen 
„Unsere Familien stärken — die Zu- 
kunft menschlicher gestalten" war das 
Thema eines Familienpolitischen Kon- 
gresses der nordrhein-westfälischen 
CDU in Castrop-Rauxel und eines 
Grundsatzreferates der Bundesmini- 
sterin für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit. 

Rita Süssmuth analysiert darin die Situa- 
tion der Familien in unserer Gesellschaft 
und beschreibt ihre Aufgaben und Lei- 
stungen: „Es geht um das Ziel, die Fami- 
lien aus der sozialen Randstellung zu- 
rückzuholen; nicht weil wir sie als Flucht- 
burg oder Gegenwelt brauchen, sondern 
als einen Ausgangs- und Zielpunkt 
menschlichen Lebens." Die Familie gibt 
den Menschen einmalige sozial-kulturelle 
Entfaltungsmöglichkeiten, die Chance, 
Mütter und Väter zu sein für Töchter und 
Söhne. Der Befund: Es gibt bei kurz- und 
langfristiger Betrachtung keine Krise der 

Familie; sie hat sich als stabile soziale 
Einheit erwiesen. Kinder bleiben heute 
länger in Familien als je zuvor. 
Außer Erziehungstätigkeit und Daseins- 
vorsorge leisten Familien in hohem Maße 
auch Pflegearbeit. Die politische Wertent- 
scheidung für die Familie muß sich daher 
an zwei Grundsätzen orientieren: Lei- 
stung in der Familie anerkennen und sol- 
che Rahmenbedingungen schaffen, daß 
Familie gelingen kann. 
Rita Süssmuth fordert ein Umdenken in 
der Bewertung von Arbeit: „Arbeit, das 
sind zwei Sektoren, die Berufsarbeit ei- 
nerseits und die Familienarbeit anderer- 
seits . . . Wenn wir es nicht schaffen, die- 
sen zweiten lebenswichtigen und notwen- 
digen Bereich neu zu regeln, dann bedeu- 
tet das in der Konsequenz, daß wir alle 
Menschen nach Beendigung ihrer AusbÜ' 
dung bis in das Rentenalter hinein in die 
Erwerbsarbeit schicken müssen, denn 
dann gibt es keine Alternative." 

Die Rede der Bundesministerin kann ange' 
fordert werden bei der Hauptabteilung P0" 
litik (Frauen- und Familienpolitik) der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, Konrad-Ad«' 
nauer-Haus, Friedrich-Ebert-Allee 73-75» 
5300 Bonn 1. 

DGB-Institut bestätigt: 
Stärkste Reallohnerhöhung 
seit 1977 
Mit einer Erhöhung der Löhne und Ge- 
hälter von durchschnittlich 3,5 Prozent 
gegenüber 1985 und gemessen an der er- 
warteten Preissteigerungsrate von einem 
Prozent ist bei der Tarifrunde 1986 die 
stärkste Reallohnerhöhung seit 1977 er- 
reicht worden, erklärte das Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftliche Institut des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (WSJ) 
in einer in Düsseldorf vorgelegten Bilanz 
der Tarifbewegungen. 

Vertrauen der Jugendliche*1 

in Gewerkschaften nimmt 
weiter ab 
Das Vertrauen der Jugendlichen in die 
deutschen Gewerkschaften sinkt zuneh- 
mend. Nach einer Langzeitanalyse des 
Instituts für angewandte Sozialwissen- 
schaften (infas) gaben 1976 noch 57 Pr°' 
zent an, Vertrauen in die Institution ,ße 

werkschaft" zu haben. Bei den 18- bis 
24jährigen schrumpfte dieser Anteil im 
Jahre 1978 auf 51 Prozent und 1983/8-* 
auf 46 Prozent. Das entspricht einem M1 

nus von 11 Prozent. 

, 
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Heiner Geißler: 

SPD ist nicht regierungsfähig 
Fünf Monate vor der Wahl ist der 
wahre politische Zustand der SPD- 
Opposition in aller Öffentlichkeit 
deutlich geworden. Auch die auf dem 
SPD-Bundesparteitag in Nürnberg 
laut gewordenen Geschlossenheitsbe- 
schwörungen und Formelkompromisse 
können nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die SPD in der Koalitionsfrage 
•flit den Grünen unaufrichtig, in der 
Außenpolitik unzuverlässig, wirt- 
schaftspolitisch unfähig, sozialpoli- 
tisch unsolide und energiepolitisch un- 
glaubwürdig ist. 

Auf einer Pressekonferenz in Bonn er- 
klärte Generalsekretär Heiner Geißler 
u; a.: Die SPD ist nicht regierungsfähig. 
Sie ist nicht zukunftsfähig. Die SPD ist 
keine Alternative zur Regierung Helmut 
Kohl. In der SPD sind nach anfänglicher 
Euphorie zunehmend Ernüchterung und 
Resignation feststellbar. Ihre Wahlnieder- 
lage in Niedersachsen sitzt tief. SPD- 
Kandidat Rau erweist sich für immer 
^ehr SPD-Anhänger als eine große Ent- 
täuschung. Er verliert immer mehr an Au- 
torität. 

*• Koalitionspolitisch 
unaufrichtig 
Rau ist für die SPD in die Rolle des Wäh- 
ertäuschers geraten. Denn er weiß eben- 

s° genau wie die überwiegende Mehrheit 
^r SPD-Wähler und -Mitglieder, daß ei- 
ne Mehrheit der SPD bei der Bundestags- 
wahl 1987 unmöglich ist. W. Brandt: 
"43% wäre ein schönes Ergebnis." Regie- 
reri könnte die SPD daher nur — wenn 
Urjerhaupt — zusammen mit den Grünen, 
Was aber Rau angeblich ablehnt. Daher 
äl|en die Wähler bei der Bundestagswahl 

eine politische Richtungsentscheidung 
zwischen zwei Lagern. 
Sie entscheiden darüber, 
• ob die Regierungsparteien unter Füh- 
rung der CDU ihre erfolgreiche Politik 
fortsetzen und unser Land in eine sichere 
und gute Zukunft führen können, oder 
• ob unserem Land durch einen Pakt rot- 
grüner Genossen Rückschritt und Nieder- 
gang drohen. 
Die Frage nach diesem rot-grünen Pakt 
ist daher die zentrale Frage des Bundes- 
tagswahlkampfes. Die Wähler haben ei- 
nen Anspruch darauf, vor der Wahl zu er- 
fahren, wozu ihre Stimme nach der Wahl 
benutzt wird. 
Rau aber verschweigt, wie es nach dem 
25. Januar mit der SPD weitergehen soll, 
wenn sie die absolute Mehrheit, wie auch 
in Hessen, verfehlt. Konkreten Fragen 
dazu weicht er aus. Rau hält sich bedeckt. 
Typische Rau-Ausweich-Antworten dazu 
sind beispielsweise: 
„Das macht man doch nicht öffentlich be- 
kannt ."(Quick, 5. 6. 1986) 
„ Man muß sich Gedanken darüber ma- 
chen, aber man darf sich dazu nicht äu- 
ßern."(Die Welt, 26. 5. 1986) 
Wenn Rau seine Antwort auf den rot-grü- 
nen Pakt konkretisieren muß, dann äußert 
er sich wiederum so, daß alle Möglichkei- 
ten offen bleiben: 
Einerseits: „ Wenn es nur mit den Stimmen 
der Grünen geht, werde ich nicht Bundes- 
kanzler."'(ZDF, 10.4. 1986) 
Andererseits: „Ich werde mich wählen las- 
sen, wenn ich eine Regierung bilden kann: 
und zwar von Sozialdemokraten, aber 
auch von CDU/CSU, Grünen und 
FDP..."(Quick5. 6. 1986) 
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Einerseits: „Es wird keine Koalition (mit 
den Grünen) geben, dafür stehe ich nicht 
zur Verfügung, ich werde nur Kanzler ohne 
Tolerierungsabsprache. "(Die Welt, 26. 5. 
1986) 
Andererseits: „Aber im übrigen werden 
dann alle Parteien gefragt sein, ... wie sie 
sich Regierungsfähigkeit vorstellen. Ich sel- 
ber will mich jetzt von solchen Überlegun- 
gen nicht ablenken lassen."(Bonner Per- 
spektiven, 10. 8. 1986) 
Einerseits: „Mir macht es überhaupt keinen 
Spaß, über eine mögliche Niederlage zu 
sinnieren."(Stern, 23. 1. 1986) 
Andererseits: Zuerst kommt das Wahl- 
ergebnis — und erst danach entscheide ich 
mich, ob ich im Bundestag als Kanzler an- 
trete." (Münchener Abendzeitung, 2.6.1986) 

Dies bedeutet im Klartext: Rau und die 
SPD lassen sich für einen rot-grünen Pakt 
nach der Wahl alle Türen offen. SPD und 
Grüne wollen zwar getrennt marschieren, 
aber vereint regieren. Die SPD will den 
Pakt mit den Grünen, um an die Macht 
zu kommen. 
Rau ist daher der zur Zeit beste Kandi- 
dat, den Willy Brandt auf den Schild he- 
ben konnte. Rau hat die Aufgabe, die 
Wähler durch unklare Antworten im Un- 
klaren zu lassen. Diese Aufgabe erfüllt er 
hervorragend. Rau ist der Strohmann für 
einen rot-grünen Pakt. 

2. Außenpolitisch unzuverlässig 
a) Die SPD verkennt die expansive politi- 
sche Zielsetzung kommunistischer Dikta- 
turen. Sie ist unfähig geworden zur reali- 
stischen außenpolitischen Analyse, weil 
sie nicht mehr wahrhaben will, daß die ei- 
gentlichen Ursachen für die Spannungen 
zwischen West und Ost in der Unverein- 
barkeit von Freiheit und Diktatur liegen. 
Die SPD übersieht deshalb, daß die Ver- 
wirklichung der Menschenrechte und die 
Achtung der Menschenwürde Vorausset- 

zungen für den Frieden sind. Wo die 
Menschenrechte mißachtet werden, ist 
der Friede bedroht und unsicher. Wer un- 
ter dem Vorwand der Friedenspolitik zu 
den Menschenrechtsverletzungen in 
Osteuropa schweigt, dient weder dem 
Frieden noch den Menschenrechten. 
b) Heute bestimmen diejenigen Kräfte in- 
nerhalb der SPD den Kurs, denen die „Si- 
cherheitspartnerschaft" mit Kommuni- 
sten wichtiger ist als die Freundschaft 
und Zusammenarbeit mit den westlichen 
Demokratien, insbesondere mit den USA- 
Anti-Amerikanismus ist in der SPD zu ei- 
nem Wesenselement ihrer Politik gewor- 
den. Im Weltbild führender Sozialdemo- 
kraten erscheinen die USA als Kriegstrei- 
ber und die Sowjetunion als Entspan- 
nungsförderer. Erst kürzlich forderte der 
Vorsitzende der sicherheitspolitischen 
Fachkommission der SPD, Andreas von 
Bülow, ausgerechnet in Moskau, die NA- 
TO-Politik müsse so gestaltet werden, 
daß vom westlichen Bündnis „keine Ge- 
fahr mehr für die Menschheit ausgeht". 
(FAZ31.7. 1986) 
Die Lehre von der Äquidistanz be- 
herrscht die außen- und sicherheitspoliti- 
schen Vorstellungen der SPD. Deshalb 
spricht die SPD auch „von gemeinsamer 
Sicherheit" und „Partnerschaft des Frie- 
dens" zwischen Ost und West. 
c) Führende SPD-Politiker fordern heute 
den Austritt der Bundesrepublik 
Deutschland aus der NATO oder mache" 
Vorschläge zur Auflösung der Bündnissy 
steme. Weite Teile der SPD sind auf Ko»>' 
frontationskurs zum Atlantischen Bünd- 
nis gegangen. 
d) Mit ihrer Neben-Außenpolitik durch 
„Verträge" mit den kommunistischen 
Staatsparteien Osteuropas fällt sie der 
Außenpolitik der Bundesregierung in de" 
Rücken, weil sie sowjetische Forderun- 
gen übernimmt und dadurch die Ver- 
handlungsposition des Westens und der 
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Bundesregierung schwächt. Die SPD ist 
damit — gewollt oder ungewollt — ins 
Schlepptau sowjetischer Politik geraten. 
e) Auch in der Deutschlandpolitik hat die 
SPD die Gemeinsamkeit der demokrati- 
schen Parteien verlassen. Die Infragestel- 
lung des Wiedervereinigungsgebots des 
Grundgesetzes bedeutet eine Aufgabe des 
Selbstbestimmungsrechts des deutschen 
Volkes. Die „Respektierung" oder gar 
„Anerkennung" der DDR-Staatsbürger- 
schaft würde die Teilung zementieren. 
Mit ihrer Neben-Deutschlandpolitik han- 
delt sie im Alleingang mit der SED „Ab- 
kommen" aus, in denen sie politische Po- 
sitionen der SED übernimmt und da- 
durch den deutschen Interessen schadet. 
Die SPD ist auf dem Marsch in die politi- 
sche Neutralisierung der Bundesrepublik 
Deutschland. 

3. Wirtschaftspolitisch unfähig 
1969 versprach die SPD den Wählern in 
Anzeigen: „Nie mehr Arbeitslosigkeit — 
nie mehr Krisen." „Mit uns werden Sie 
immer einen sicheren Arbeitsplatz ha- 
ben." 
Das Ergebnis von 13 Jahren SPD-Regie- 
rung war: Wirtschaftskrise, galoppierende 
Inflation, steigende Zinsen, ungezügelte 
Staatsverschuldung, Massenarbeitslosig- 
keit. 
Die SPD hat nichts dazugelernt. Heute 
verspricht die SPD den Wählern schon 
wieder, durch „Beschäftigungsprogram- 
me" und Staatsdirigismus die Arbeitslo- 
sigkeit beseitigen zu wollen. Die SPD 
hofft auf das schlechte Gedächtnis der 
Wähler. Die SPD sieht noch immer das 
Heil in einem umfassend und voraus- 
schauend planenden Staat, der Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Technik lenkt, 
die gesellschaftliche Entwicklung be- 
stimmt und auch vor ständigen dirigisti- 
schen Eingriffen in die Wirtschaft nicht 
zurückschreckt. Das Zukunftsmodell der 

SPD ist eine staatlich dirigierte Wirt- 
schaft, die notwendigerweise Wettbe- 
werb, Leistungsbereitschaft und Innova- 
tionskraft zerstört. 
Jeder muß wissen: Sozialismus ist teuer. 
Sozialistische Wirtschafts-, Finanz- und 
Gesellschaftspolitik führen zu höheren 
Steuern und Abgaben, höherer Staatsver- 
schuldung und als Folge zu Inflation und 
Massenarbeitslosigkeit. Daß die SPD 
trotzdem an ihren falschen Konzepten aus 
ideologischen Gründen festhält, zeigt ihre 
begrenzte politische Lernfähigkeit. 

4. Sozialpolitisch unsolide 
a) Die SPD kann nicht mit Geld umge- 
hen. Wer nicht mit Geld umgehen kann, 
kann Mitbürgern in Not nicht helfen. 
Während ihrer Regierungszeit hat die 
SPD viel versprochen, aber wenig getan. 
Über das Babyjahr wurde zehn Jahre dis- 
kutiert — umgesetzt wurde nichts. Über 
die Hinterbliebenenreform wurde sieben 
Jahre geredet — aber nie etwas verwirk- 
licht. In der Vermögensbildung: Still- 
stand und sogar Abbau. In der Familien- 
politik: Fehlanzeige. Erziehungsgeld, ren- 
tenrechtliche Berücksichtigung von Kin- 
dererziehungszeiten, Vorruhestandsgesetz 
usw. — die SPD war über Ankündigun- 
gen nie hinausgekommen. 
b) Und als Folge ihrer unseriösen Wirt- 
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik stan- 
den die Renten- und Arbeitslosenver- 
sicherung vor der Zahlungsunfähigkeit. 
Ein Großteil der Sozialleistungen hat die 
SPD auf Pump Finanziert. Dasselbe hat 
die SPD Wieder vor: Die sozialpoliti- 
schen Wahlversprechen der SPD würden 
über 30 Milliarden Mark pro Jahr kosten. 
Im Irseer-Grundsatzprogramm-Entwurf 
fordert die SPD den Übergang von der 
„berufsständischen" zur „demokrati- 
schen" Sozialpolitik. Dies bedeutet im 
Klartext: Das gewachsene und leistungs- 
fähige System der sozialen Sicherung soll 
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sein Ende finden. Einheitsrente, Einheits- 
krankenversicherung, — das ist die 
sozialpolitische Welt der SPD. 

c) Die SPD ist nach wie vor geprägt von 
dem alten Muster des sozialistischen 
Klassenkampfes zwischen Kapital und 
Arbeit und gibt daher keine Antworten 
auf die wirklich vorhandenen Probleme: 
Auf die Neue soziale Frage mit dem Kon- 
flikt zwischen Organisierten und Nicht- 
organisierten, auf die Tatsache, daß heute 
nicht mehr die Produktionsfaktoren 
Kapital und Arbeit, sondern die Produk- 
tionsfaktoren Wissen und Information 
knappe Güter sind; und sie versagt vor 
der Aufgabe, individuellere und flexible- 
re Formen der Arbeit zu finden. 

d) SPD-Kandidat Rau beteiligt sich nicht 
an der sozialpolitischen Diskussion sei- 
ner Partei. Er handelt als Ministerpräsi- 
dent in Nordrhein-Westfalen. Seit 1980 
gibt es einen rapiden Abbau sozialer Lei- 
stungen. Da herrscht ein rauhes Klima. 
Auch im Haushalt 1986 geht der Sozial- 
abbau in Nordrhein-Westfalen munter 
weiter, während es im Bundeshaushalt 
schon im zweiten Jahr keine sozialen 
Kürzungen mehr gibt. 

Rau streicht bei den Familien rigoros: Er- 
höhte Kindergartenbeiträge belasten die 
Familien von 1982 bis 1985 in Höhe von 
305 Millionen DM. 

Rau läßt die Jugendlichen im Stich: Zwi- 
schen 1980 und 1985 wurden der Jugend- 
arbeit in NRW 395 Millionen DM entzo- 
gen. 

Rau stellt Alte und Behinderte ins Ab- 
seits: Die Mittel für die Altenhilfe und 
Behinderteneinrichtungen wurden von 
1980 bis 1986 halbiert. 

Rau redet von sozialer Politik und läßt in 
Wirklichkeit den sozialen Anstand ver- 
missen. Das ist kein Befähigungsnach- 
weis für Bonn. 

5. Energiepolitisch 
unglaubwürdig 
Jahrzehntelang haben alle im Bundestag 
vertretenen Parteien gemeinsam ein ener- 
giepolitisches Konzept auf Bundes- und 
Länderebene vertreten, das die friedliche 
Nutzung der Kernenergie einschloß. Die 
Mehrzahl der Atomkraftwerke wurde 
unter SPD-Regierungsverantwortung 
gebaut. 
Noch im April 1986 beschloß die SPD: 
„Auf der Grundlage des Essener Partei- 
tags 1984 stellt der Energiebeirat fest, 
... daß aber die gegenwärtig betriebenen 
Kernkraftwerke auf Uranbasis politisch 
nicht in Frage gestellt werden." 
(Beschluß des Energiebeirates beim Parteivor- 
stand der SPD, 28. 4. 1986). 
Und Johannes Rau meinte: „Die gegen- 
wärtig betriebenen Kernkraftwerke auf 
Uranbasis werden politisch nicht in 
Frage gestellt." 
(Johannes   Rau,   Pressemitteilung   der   SPD, 
29. 4. 1986). 

Wenige Tage nach dem Reaktorunfall 
von Tschernobyl versprach Rau einen 
„Verzicht auf die Kernenergie ..., eine so- 
zialdemokratische Bundesregierung wür- 
de alles daransetzen." 
(Die Welt, 5. 5. 1986) 
Aber schon gut eine Woche später „rech- 
net (Rau) noch längere Zeit mit Nutzung 
der Kernenergie". 
(Bericht   der   Frankfurter   Neuen   Presse   vom 
13. 5. 1986) 
Und in einem Interview der Illustrierten 
Quick meinte er: „Vor dem Jahr 2000 
dürfte auch bei uns diese Aufgabe — 
Umstieg auf eine Energieversorgung oh- 
ne Atomstrom — nicht geleistet sein." 
Am 11. 8. 1986 erklärte der von Boiling 
ernannte SPD-Hoffnungsträger in Reser- 
ve, Volker Hauff, den Ausstieg aus der 
Kernenergie bereits innerhalb von zehn 
Jahren erreichen und die ersten Kern- 
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kraftwerke schon in zwei Jahren abschal- 
ten zu können. Kein Wunder, daß Grü- 
nen-Minister Joschka Fischer die Hauff- 
Vorschläge als „gute Nachricht" 
(Frankfurter Rundschau vom 13. 8. 1986) 

bezeichnete. Dies blieb aber auch das ein- 
zige Lob für Volker Hauff. 
Daß die kopflose Ausstiegspolitik der SPD 
die Umwelt verschmutzen, den Wohlstand 
verringern und Arbeitsplätze gefährden 
würde, ist der SPD egal. Hauptsache, den 
Forderungen der Öko-Sozialisten inner- 
halb und außerhalb der SPD wird ent- 
gegengekommen. 
Der politische Zickzackkurs der SPD in 
der Energiepolitik ist bezeichnend für die 
Politikfähigkeit der SPD. Sie ist Gefange- 
ner der von ihr mitgeschürten Ängste und 
Stimmungen geworden und kann auf 
komplexe Probleme keine rationalen und 
differenzierten Antworten mehr geben. 
Die opportunistische Anpassung der SPD 
an die Grünen in der Energiepolitik wirft 
ein Schlaglicht auf die politische Standfe- 
stigkeit und Berechenbarkeit der SPD. 

6. Politisch und personell 
zerstritten 
Zeiten der Opposition sind eigentlich Zei- 
ten der Regeneration. Aber die SPD hat 
die Oppositionszeit nicht zu einer Erneu- 
erung genutzt. 1982 hatte die SPD poli- 
tisch abgewirtschaftet. Sie hat bis heute 
aus ihren Fehlern nichts gelernt. Von Go- 
desberg hat sie mit dem Irseer Grundsatz- 
Programm-Entwurf zwar Abschied ge- 
nommen, ohne daß klar erkennbar wäre, 
Wohin der politische Weg in der Zukunft 
geht. 
Niemand weiß, für was und für wen die 
SPD letztlich wirklich steht. Sie ist in drei 
untereinander heillos zerstrittene Flügel 
gespalten. Da gibt es die „alten Godes- 
berger" wie Helmut Schmidt, Frau Ren- 
ger, Leber usw. Sie haben heute nichts 

mehr zu sagen. Dann gibt es unter Füh- 
rung von Lafontaine, Eppler, Bahr usw. 
die Öko-Sozialisten und Neutralisten, die 
den Austritt aus der NATO und der Indu- 
striegesellschaft betreiben. Schließlich 
gibt es noch die Taktiker und Opportuni- 
sten, die ihr Fähnchen nach dem jeweils 
aktuellen Stimmungswind hängen. Zu ih- 
nen gehören zum Beispiel Jochen Vogel, 
Holger Börner und Johannes Rau. 

Wer in der SPD letztlich und künftig das 
Sagen hat und wer sich politisch durch- 
setzt, ist noch unklar. Eines ist bereits 
jetzt klar: Rau nimmt politisch keinen 
maßgeblichen Einfluß. Rau nimmt an der 
inhaltlichen und programmatischen Dis- 
kussion der SPD nicht teil und wird von 
den Vertretern der politischen Flügel 
auch nicht ernst genommen. Die Öko-So- 
zialisten bestimmen unter wohlwollender 
Duldung und Förderung durch Willy 
Brandt die Programmdiskussion, und 
Rau ist die Rolle des Zählkandidaten und 
Strohmannes zugewiesen worden, die er 
brav erfüllt. 

So, wie die SPD inhaltlich zerstritten ist, 
ist sie es auch personell. Die „alten Go- 
desberger" in der SPD sind abserviert. 
Die Öko-Sozialisten sind im Vormarsch, 
rangeln aber mit den Taktikern und Op- 
portunisten noch um die entscheidenden 
Posten und Positionen in der SPD. Die 
SPD gleicht derzeit einer Seilschaft, in 
der jeder an einem anderen Strang und in 
eine andere Richtung zieht. So kann man 
Mehrheits-Gipfel nicht besteigen, so 
kann man nur abstürzen. 

Rau ist das typische Beispiel eines (Jber- 
gangskandidaten, der die eigene Partei 
nicht geschlossen hinter sich hat. Rau ist 
nicht der Wunschkandidat, sondern der 
Verlegenheitskandidat seiner Partei. Rau 
ist der kleinste gemeinsame Nenner, auf 
den sich die Flügel und rivalisierenden 
Gruppen einigen konnten. 
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7. SPD-Minuspunkt Rau 
„Er hätte besser daran getan, daß Amt 
des Ministerpräsidenten in Nordrhein- 
Westfalen zu behalten ... Das möchte ich 
ihm wünschen ..." 
(Klaus Boiling im ZDF, „Sonntagsgespräch", 
vom 10. 8. 1986.) 
„Das Amt eines Kanzlers ist doch zu 
mächtig für ihn." 
(Klaus Böiling, Stuttgarter Zeitung, 9. 8. 1986) 
So urteilt Klaus Böiling über Johannes 
Rau. 
Rau hat in seiner eigenen Partei keinen 
bestimmenden politischen Einfluß. An 
der inhaltlichen Weiterentwicklung der 
SPD-Politik hat er sich bis heute nicht be- 
teiligt. Wer aber nicht einmal seine eigene 
Partei führt, kann nicht die Bundesrepu- 
blik Deutschland regieren. 
Schmidt ist gescheitert, weil er die SPD 
nicht hinter sich hatte. Rau hat sie von An- 
fang an nicht hinter sich. Schmidt hatte am 
Ende, Rau hat von Anfang an nichts in der 
SPD zu sagen. 
Rau scheut den Konflikt und liebt die 
Vernebelung, die Beschönigung und das 
Wegtauchen. Politisch bewirken kann in 
der SPD nur jemand etwas, der Konflikte 
nicht scheut und politisches Durchset- 
zungsvermögen besitzt. Und dies gilt erst 
recht für das Amt des Bundeskanzlers. 
„Wer seinem ganzen Wesen nach dem 
Konflikt abgeneigt ist, der wird mit fast 
unausweichlicher Logik scheitern." 
(Klaus Böiling, Stuttgarter Zeitung, 9. 8. 1986) 
Zwischen Ankündigung und Realität der 
Politik von Rau klafft eine große Lücke. 
Rau ist ein Politiker im Widerspruch zu 
sich selbst. Das zeigen seine widersprüch- 
lichen Äußerungen zu bundespolitischen 
Themen. Dies zeigt seine Politik als Mini- 
sterpräsident in Nordrhein-Westfalen. 
Wie Rau in NRW regiert hat, das ist ein 
schlechtes Zeugnis für seine Kanzler- 
schaftsambitionen. 

Zitat 
1986 ist wieder ein ausgezeichnetes 
Jahr in der Geschichte der Bundesre- 
publik. Die vielen Millionen Deut- 
schen, die jetzt aus ihrem Sommerur- 
laub zurückkehren, konnten Verglei- 
che ziehen. Sie haben festgestellt, daß 
wir durch unsere gemeinsame Arbeit 
in der Bundesrepublik gut vorange- 
kommen sind. 
(Bundeskanzler Helmut Kohl vom 
14. 8. 1986 zu „Bild") 

Seit 1978 ist Rau Ministerpräsident in 
Nordrhein-Westfalen. Seit 1978 
• hat in Nordrhein-Westfalen der größte 
Sozialabbau aller Bundesländer stattge- 
funden — die Kürzungen summieren sich 
inzwischen auf mehr als zwei Milliarden 
DM; 
• ist die Verschuldung des Landes um 
mehr als 300 % angestiegen (von 1800 
DM auf über 5500 DM pro Einwohner); 
• hat sich die Arbeitslosigkeit in Nord- 
rhein-Westfalen auf einem weit höheren 
Niveau als im Bundesdurchschnitt verfe- 
stigt; 
• wächst die Zahl der Sozialhilfeempfän- 
ger deutlich schneller als im Bundes- 
durchschnitt: Allein 1985 war die Zunah- 
me der Sozialhilfeempfänger im Land 
Nordrhein-Westfalen um 40 % höher als 
im Bundesdurchschnitt. 
Das zeigt, bei der Lösung der ihm gestell- 
ten Aufgaben hat Rau als Ministerpräsi- 
dent versagt. 
Rau als Kandidat ist ein Minuspunkt für 
die SPD. Als Kanzler eines rot-grünen 
Bündnisses wäre Rau ein Risiko für die 
politische Stabilität der Bundesrepublik 
Deutschland. 
(Siehe auch Dokumentation im grünen 
Teil dieser Ausgabe) 
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Helmut Kohl gratuliert 
Wolfram Brück zur Wahl 
Bundeskanzler Helmut Kohl sandte an 
den neugewählten Oberbürgermeister der 
Stadt Frankfurt am Main, Wolfram 
Brück, ein Glückwunschtelegramm, in 
dem es u. a. heißt: „Durch Ihre langjähri- 
ge Tätigkeit im Magistrat der Stadt 
Frankfurt sind Ihnen die Probleme und 
Anliegen dieser Großstadt bestens ver- 
traut. Diese Erfahrungen können Sie nun- 
mehr in Ihr neues Amt einbringen, das 
Ihre Tatkraft und Ihr Geschick in beson- 
derem Maße beanspruchen wird." 

Junge Union sorgte 
für 1000 Ausbildungsplätze 
Durch die Aktion „Jugend hilft Jugend" 
der Jungen Union haben 900 bis 1 000 ar- 
beitslose Jugendliche einen Ausbildungs- 
oder Arbeitsplatz gefunden. Wie Chri- 
stoph Bohr, der Vorsitzende der JU, auf 
einer Pressekonferenz in Bonn erklärte, 
sind die Vermittlungen über Informa- 
tionsmessen und Lehrstellen-Infotheken 
zustandegekommen. Aufgrund dieser po- 
sitiven Bilanz wolle die JU ihre Bemü- 
hungen fortsetzen, sagte Bohr. 

Zahl der DDR-Besucher 
steigt 
Die Zahl von DDR-Besuchern, die in 
dringenden Familienangelegenheiten in 
die Bundesrepublik Deutschland kom- 
men, hat sich in den ersten sieben Mona- 
ten dieses Jahres gegenüber dem Ver- 
gleichszeitraum 1985 nahezu verdrei- 
facht. Wie das Bundesministerium für in- 
nerdeutsche Beziehungen mitteilte, konn- 
ten von Januar bis einschließlich Juli 
•07000 DDR-Bürger in die Bundesrepu- 
blik kommen. 1985 waren es nur 38000 
'ui gleichen Zeitraum; während des gan- 
zen Jahres 66000. 

Am Bau geht es wieder 
aufwärts 
Am Bau geht es nach fünf Jahren Tal- 
fahrt wieder aufwärts. In den ersten fünf 
Monaten 1986 nahmen die Aufträge im 
Bauhauptgewerbe gegenüber Januar/Mai 
1985 um knapp acht Prozent zu, und ein 
weiteres Ansteigen wird erwartet. Die ar- 
beitstägliche Bauproduktion wuchs um 
2,5 Prozent. Dies geht aus der Jahresana- 
lyse des Hauptverbandes der Deutschen 
Bauindustrie (Wiesbaden) hervor. Auch 
die Zahl der Beschäftigten stieg deutlich 
an. Im Mai waren am Bau wieder über 
eine Million Mitarbeiter beschäftigt, ge- 
genüber einem Durchschnitt von nur 
950000 in den ersten fünf Monaten. Die 
Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter ging 
um ca. 34000 auf 124380 zurück. 

Zukunftsorientierte 
Mittelstandspolitik 
Die Christlich Demokratische Union 
wird in den kommenden Monaten eine 
mittelstandspolitische Offensive starten, 
die nicht nur die wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitische Bedeutung des Mittel- 
standes hervorhebt und über die Leistun- 
gen der Bundesregierung für den selb- 
ständigen Mittelstand aufklärt, sondern 
auch Perspektiven einer zukunftsorien- 
tierten Mittelstandspolitik deutlich wer- 
den läßt. 
Als konkrete Maßnahmen wird die CDU 
u. a. 
• die Debatte über die Große Anfrage 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur 
Mittelstandspolitik und 
• eine große Zielgruppen-Veranstaltung 
zur Zukunft des Mittelstandes am 15. No- 
vember 1986 in der Stadthalle Düsseldorf 
durchführen, zu der man sich bei der 
Bundesgeschäftsstelle, Abteilung Organi- 
sation, anmelden kann. 
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Ziel unserer Politik bleibt Einigkeit 
und Recht und Freiheit 
Zum 25. Jahrestag des Baus der Berliner Mauer fand am 13. August 1986 im Berli- 
ner Reichstag eine zentrale Gedenkstunde der Bundesregierung, des Senats und des 
Abgeordnetenhauses der ehemaligen deutschen Hauptstadt statt. 
Aus diesem Anlaß hielt Bundeskanzler Helmut Kohl eine Ansprache und sagte u.a.: „Die 
Berliner Mauer ist der vielleicht sichtbarste Ausdruck für den moralischen Unterschied 
zwischen freiheitlicher Demokratie und totalitärer Diktatur. Daß die DDR diese Mauer 
nötig hat, sagt mehr über den Charakter des kommunistischen Systems als viele abstrakte 
Abhandlungen. 
In meinem Bericht zur Lage der Nation im geteilten Deutschland im März dieses Jahres 
habe ich formuliert, was für uns ganz oben auf der Tagesordnung steht: 
Erstens: Wir fordern Humanität und Frieden an der Grenze mitten durch Deutschland. 
Mauer und Stacheldraht und Schießbefehl müssen weg. 
Zweitens: Wir fordern Freizügigkeit in Deutschland. Reisefreiheit für die Menschen, der 
ungehinderte Fluß von Informationen und Meinungen, das sollte auch zwischen den bei- 
den Staaten in Deutschland endlich alltägliche Praxis werden... 
Drittens: Wir fordern die Einhaltung der Menschenrechte und die Gewährung der Grund- 
rechte für unsere Landsleute in der DDR. Sie haben ein selbstverständliches Recht, nach 
ihrem Gewissen zu handeln, ihre Meinung frei zu äußern und wegen ihres Glaubens nicht 
diskriminiert zu werden. 
Diese Ziele verlieren wir nicht aus dem Auge, aber wir bleiben auch bereit zu der notwen- 
digen Politik der kleinen Schritte zum Wohle der Menschen." 
Diese Rede von Bundeskanzler Helmut Kohl können Sie in Einzelexemplaren bei der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle, Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1 anfordern. 

Einberufungspraxis 
flexibler 
Die Bundesregierung verringert weiter 
die Nachteile, die Wehrpflichtigen durch 
die Einberufung entstehen können. 

Grundsätzlich wird auf die Ausbildungs- 
und Arbeitsplatzsituation im Einberu- 
fungsverfahren Rücksicht genommen. Ar- 
beitslose Wehrpflichtige, die ihre Heran- 
ziehung wünschen, werden vorrangig 
zum Grundwehrdienst einberufen, um ih- 
nen anschließend die Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzsuche zu erleichtern. 

Können mangels Plätzen oder Eignung 
Wehrpflichtige nicht wunschgemäß ein- 
berufen werden, erhalten sie eine Zusage 
der befristeten Nichtheranziehung, wobei 

die Dauer auf den Einzelfall abgestellt 
wird. Damit kann die Unterbrechung ei- 
nes Ausbildungsverhältnisses auch in den 
Fällen vermieden werden, in denen kein 
gesetzlicher Zurückstellungsgrund 
besteht. 

Mit Zustimmung des Wehrpflichtigen 
kann auch zwischen dem Arbeitgeber 
und dem Kreiswehrersatzamt der für alle 
Beteiligten günstigste Einberufungster- 
min abgeklärt werden. 

Die Disziplinarvorgesetzten der Soldaten 
sind zudem angewiesen, großzügig 
Dienstbefreiungen zu gewähren, damit 
Soldaten an Auswahltests und Vorstel- 
lungsgesprächen bei Arbeitgebern und 
Ausbildungsbetrieben teilnehmen 
können. 



WAHLKAMPF UiD 24/86  •  Seite 17 

Das Eigentor der „Roten Seiten" - 
gelungene Wahlwerbung für die CDU 

Unser Bild zeigt Heiner Geißler mit dem SPD-Poster bei der Regionalkonferenz in Trier. 

Der Sprecher der CDU, Jürgen 
Merschmeier, hat an den Sprecher des 
SPD-Parteivorstandes, Wolfgang Cle- 
ment, den nachfolgenden Brief gerich- 
tet: 

Lieber Herr Kollege Clement, 
den „Roten Seiten", die der SPD-Partei- 
vorstand dann und wann herausgibt, ha- 
"en Sie diesmal ein Poster beigefügt, das 
'm Gegensatz zu vielen anderen Ihrer Pro- 
dukte wirklich gelungen ist. 
°ie CDU dankt Ihnen, 
benn: 
^'e tragen bei zur Verbreitung unseres 
e°enso zutreffenden wie gelungenen Slo- 
ans „ Weiter so, Deutschland". 

Sie bestätigen den deutschen Wählern, 
daß es ihnen gut geht, wobei ich hinzufüge: 
sehr viel besser als zu jenen Zeiten, in de- 
nen Ihre Partei die Regierung führte. 
Sie teilen unsere Ansicht, daß es so bleiben 
soll. 
Sie haben ein sympathisches Foto des Bun- 
deskanzlers und CD U- Vorsitzenden her- 
ausgesucht. Auch wenn es schlecht gera- 
stert ist, kommt die CDU-Botschaft über: 
Helmut Kohl wünscht den Bürgern nicht 
nur Gutes, ergibt es ihnen auch. 
Da Sie unseren Kanzler, unsere Politik 
und unseren Slogan so liebenswürdig un- 
terstützen, erlaube ich mir, Ihnen eine Fla- 
sche guten Rotweins zu übersenden. Mein 
Wunsch: Lassen auch Sie es sich gut ge- 
hen. 
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Unsere Politik für die Soldaten 
Aus Anlaß der Vorstellung des Lepo- 
rellos „Unsere Politik für die Solda- 
ten", der Broschüre „Im Bündnis für 
Freiheit, Frieden und Verständigung" 
sowie des Flugblattes „30 Jahre Wehr- 
pflicht : Danke Soldaten" erklärte 
Bundesgeschäftsführer Peter Raduns- 
ki auf einer Pressekonferenz in Bonn: 

Die jahrelange mangelnde Solidarität der 
damaligen Regierungspartei SPD zur 
Bundeswehr hatte zu einer erheblichen 
Verunsicherung unter den Soldaten ge- 
führt. Die Herabsetzung des Dienstes der 
Soldaten und die gleichzeitige moralische 
Höherbewertung von Wehrdienstverwei- 
gerung, wie sie zum Beispiel der saarlän- 
dische Ministerpräsident Oskar Lafon- 
taine vorgenommen hat, ließen in der Öf- 
fentlichkeit den Eindruck entstehen, daß 
der Erhalt des Friedens in unserem Land 
mehr durch Demonstranten und Verwei- 
gerer als die Soldaten der Bundeswehr 
gesichert wird. 

Heute haben die Soldaten wieder Selbst- 
bewußtsein und Selbstsicherheit zurück- 
gewonnen, weil diese Bundesregierung 
sich offen zu ihren Soldaten und ihrem 
Auftrag bekennt. Kein Soldat der Bun- 
deswehr kann mehr sagen, daß die politi- 
sche Führung ihn im Stich läßt, wenn er 
angegriffen wird. Wir werden auch zu- 
künftig nicht zulassen, daß die Soldaten 
der Bundeswehr politisch und moralisch 
aus der Gesellschaft ausgegrenzt werden. 
Ihr Dienst ist ein Dienst am Frieden, der 
auch und gerade im nuklearen Zeitalter 
moralisch gerechtfertigt ist. Allen Solda- 
ten gilt unser Dank und unsere Anerken- 
nung. 

Als die Regierung Helmut Kohl antrat, 
waren drückende personelle und soziale 
Probleme der Bundeswehr ungelöst. Ma- 

terial und Personal waren gekürzt, der 
Übungsbetrieb der Streitkräfte einge- 
schränkt worden, eine verbindliche Bun- 
deswehrplanung gab es bereits seit 1977 
nicht mehr. 
Und das ist die heutige Lage: Die drän- 
gendsten personellen und sozialen Pro- 
bleme sind mit Mut, Umsicht und Origi- 
nalität angegangen und Lösungen auf 
den Weg gebracht worden. Der Abbau 
des Verwendungsstaus schafft neue Auf- 
stiegschancen für nachrückende Offi- 
ziersjahrgänge. 
Umfassendere Fürsorge für Soldatenfa- 
milien, erhöhte Leistungen für Wehr- 
pflichtige und die bessere Absicherung 
der Zeitsoldaten haben das soziale Klima 
in der Bundeswehr entscheidend beru- 
higt. Der Übungsbetrieb ist wieder voll 
hergestellt, Verbesserungen der Bewaff- 
nung und Ausrüstung sind spürbar. 
Diese Bilanz haben wir in dem Faltblatt 
„Unsere Politik für die Soldaten" zusam- 
mengefaßt: Sie zeigt, daß die Soldaten der 
Bundeswehr und ihre Angehörigen sich 
auf die CDU verlassen können. Sie ist die 
einzige politische Kraft in der Bundesre- 
publik Deutschland, die in Fragen der 
Sicherheit und der Bundeswehr eine klare 
und berechenbare Politik betreibt. ^ 

Bundeswehr lädt Bürger ein 
Das erfreulicherweise gestiegene Interes- 
se der Bürger am Alltag, Erziehung und 
Ausbildung der Soldaten wird die Bun- 
deswehr in Zukunft noch stärker berück- 
sichtigen: Lehrer, Vertreter der Kirche, 
Kommunalpolitiker, Gewerkschafter u. a- 
erhalten ab sofort erweiterte Möglichkei- 
ten, die Truppe zu besuchen, um sich 
„vor Ort" mit eigenen Augen ein Bild 
vom Dienst in den Kasernen und auf den 
Übungsplätzen zu machen. 

J 



UiD 24/86  •  Seite 19 

Auf einen Blick 
1. Unsere Bundeswehr: 

Im Dienst fur Frieden und Freiheil 
2. DasEigebi Sicherheftspolitik: 

dssBQndntojeitfirici 

•3* 

iCDU 

Unsere 
Politik 

für die 
Soldaten 

dieses löseitige, ansprechend gestaltete Faltblatt eignet sich zur Verteilung bei Straßencan- 
vassingaktionen, Fachveranstaltungen und gezielten Verteilaktionen in Bundeswehrstandor- 
ten. 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 26,- DM 
Bestell-Nr.: 2848 

Broschüre Sicherheitskongreß 
Mit den Reden von Geißler, Wörner und Rühe 

und behandelt folgende Themen: Mit großem Erfolg führte die CDU am 
|4. Mai 1986 einen Sicherheitspolitischen 
Kongreß durch. 
Die Broschüre „Im Bündnis für Freiheit, 
frieden und Verständigung" enthält die 
Reden von Generalsekretär Dr. Heiner 
Geißler, MdB, Bundesverteidigungsmini- 
ster Dr. Manfred Wörner, MdB, und vom 
Stellvertretenden Vorsitzenden der 
cDU/CSU-Fraktion, Volker Rühe, MdB, 

• Die ethischen Grundlagen der NATO 
• Vertrauen in die Zukunft: Unsere Si- 
cherheitspolitik für die neunziger Jahre 
• Die USA und Europa im Ost-West- 
Dialog 
Mindestabnahme: 10 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 13,— DM 
Bestell-Nr.: 3863 



Seite 20  •   UiD 24/86 ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 
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Diese praktische und lang bewährte 

Tragetasche 
gibt es jetzt mit dem neuen Wahlkampf- 
signet „CDU — Die Zukunft". Sie ist wie 
bisher aus umweltfreundlichem Material. 
Weil wir für den Umweltschutz sind. 
Mindestabnahme: 500 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 40,— DM 
Bestell-Nr.: 9855 
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